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Die IG Metall will das bestehende Rentenniveau verteidigen und ausbauen. Und sie will einen flexiblen Aus-

stieg statt Rente mit 67. Gerecht finanziert durch eine Erwerbstätigenversicherung. Dies erfordert einen 

grundlegenden Kurswechsel in der Rentenpolitik. 

Rentenniveau sichern und ausbauen:
Das Rentenniveau spiegelt das Verhältnis zwischen 

durchschnittlichen Löhnen und der sogenannten Stan-

dartrente (45 Versicherungsjahre, Durchschnittsver-

dienst) wider. Durch zahlreiche Veränderungen der 

Rentenformel droht vielen Menschen Altersarmut. Wer 

heute in Rente geht und eine Alterssicherung in Höhe 

von 1000 € erwarten kann, müsste unter sonst glei-

chen Rahmenbedingungen im Jahre 2030 mit einer 

Rente vorlieb nehmen, die einer Kaufkraft von heute 

rund 800 € entspricht. Die IG Metall lehnt die Senkung 

des Rentenniveaus ab. Sie will das heutige Niveau ver-

teidigen und wieder auf den Stand des Jahres 2000 

ausbauen. Eine solche Anhebung könnte beispiels-

weise durch die Streichung der Riestertreppe und des 

Nachhaltigkeitsfaktors in der Rentenformel bewirkt 

werden. Sie wäre zusammen mit arbeitsmarktpoli-

tischen Maßnahmen (vgl. SOPOINFO 15) ein wesent-

licher Schritt, um für den Großteil der Bevölkerung 

akzeptable Renten durchzusetzen.

Flexible Ausstiegsmöglichkeiten statt 
Rente mit 67:
Zudem lehnt die IG Metall die Rente mit 67 ab. Die An-

hebung des Renteneintrittsalters muss für alle Rente-

narten rückgängig gemacht werden. Stattdessen müs-

sen die Menschen die Möglichkeit bekommen, auch 

vorzeitig zu akzeptablen Bedingungen in Ruhestand 

zu gehen. Daher will die IG Metall die Neuregelung der 

Altersteilzeit. Sie muss wieder aus Mitteln der Bundes-

agentur gefördert werden. Die Förderung könnte an 

die Wiederbesetzung der freiwerdenden Stellen durch 

Langzeitarbeitslose oder förderungsbedürftige Jugend-

liche geknüpft werden. Notwendig ist weiterhin die 

Möglichkeit, abschlagsfrei nach 40 Versicherungsjah-

Wahlaussagen der Parteien zu rentenpolitischen Forderungen der IG Metall

Langer Weg zu guter Rente

ren mit 60 sowie unabhängig vom Lebensalter nach 45 

Versicherungsjahren ausscheiden zu können. Zudem 

muss die Erwerbsminderungsrente neu geregelt wer-

den. Sie muss deutlich höher ausfallen, z. B. durch die 

Streichung von Abschlägen. Es muss aber auch der Zu-

gang zur Erwerbsminderungsrente erleichtert werden. 

Das meinen die Parteien:
Die heutige Regierungskoalition aus Union und FDP 

steht den rentenpolitischen Forderungen der IG Me-

tall überwiegend ablehnend gegenüber. Bei der Union 

finden sich lediglich Anknüpfungspunkte hinsichtlich 

einer geplanten Besserstellung von Beziehern von 

Erwerbsminderungsrenten durch „spürbare Erhöhung 

der Rentenansprüche“, wie es im „Regierungspro-

Auswirkungen der IG Metall Vorschläge auf 
den Rentenbeitragssatz in 2030

Maßnahme Kosten Gegenfinanzierung

Abschaffung Rente 67 0,5 Beitragspunkte 
(BP)

Alternative Beitrags-
satzgestaltung: 
schrittweise An-
hebung in kleinen 
Schritten auf 22 BP

Neue Altersteilzeit Keine Auswirkung 
auf Beitragssatz

Erwerbsminderungsrente 
− Abschläge streichen 
− Zugang erleichtern

 
0,3 BP 
0,4 BP

Rentenniveau erhalten gut 2 BP

Nach 40 Vers.-Jahren  
abschlagsfrei mit 60 Beide Optionen  

insgesamt 1 BP

Erwerbstätigenver-
sicherung bis zu 1,7 
BP Entlastung (vgl. 
Prognos)

Nach 45 Vers.-Jahren  
abschlagsfrei

Anhebung vom  
heutigen Niveau  
auf 2000er-Niveau

1 BP Rentenversicherungs-
beiträge für Alg II- 
Bezieher, bis zu 1 BP 
Entlastung

Wegen abnehmender Entlastungswirkungen der Gegenfinanzierung (Ab-
schmelzen der Nachhaltigkeitsreserve, Entstehung zusätzlicher Ansprü-
che) kann nach 2030 ggf. eine moderate Anhebung des Beitragssatzes über 
22 Prozent notwendig sein. Quelle: IG Metall Vorstand, FB Sozialpolitik
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„
„Wir brauchen 
einen grundlegen-
den Kurswechsel in 
der Rentenpolitik. 
Hierzu gehören 
flexible Ausstiege 
statt Rente mit 67 
ebenso, wie die 
Verteidigung und 
Anhebung des 
Rentenniveaus.“

Hans-Jürgen Urban, 
geschäftsführendes 
Vorstandsmitglied der  
IG Metall

Hinsichtlich der Frage des Rentenniveaus gibt es in-

nerhalb der Opposition ein unterschiedliches Heran-

gehen. Während die Linke das Rentenniveau auf den 

Stand vor den Veränderungen durch die rot-grüne Ko-

alition unter Gerhard Schröder anheben will, bleiben 

die Äußerungen von SPD und Bündnis 90/Die Grünen 

unklar. Die SPD sagt, dass sie das Sicherungsniveau 

bis zum Jahr 2020 erhalten will. Aber es werden kei-

ne Maßnahmen benannt, die tatsächlich dazu führen 

würden, das Rentenniveau zu halten. Ähnlich verhal-

ten sich auch die Grünen. Sie wollen zwar verhindern, 

dass das Rentenniveau deutlich weiter sinkt. Hier 

bleibt aber offen, was unter „deutlich“ zu verstehen 

ist. Ebenso offen bleibt, mit welchen Maßnahmen 

das Ziel erreicht werden soll.

Größere Übereinstimmung mit der IG Metall besteht bei 

den Oppositionsparteien hinsichtlich der Umgestaltung 

der Erwerbsminderungsrente. Die gesamte Opposition 

will zumindest die Leistungshöhe verbessern. 

Möglichkeiten vorzeitig auszuscheiden,  werden in 

Teilen der Opposition gefordert: Wie die IG Metall for-

dert die Linke einen abschlagsfreien Ausstieg nach 

40 Versicherungsjahren, die SPD will immerhin nach 

45 Versicherungsjahren einen abschlagsfreien Aus-

stieg ab 63 ermöglichen. Die Grünen unterscheiden 

sich hinsichtlich des Ausstiegs hingegen nicht grund-

legend von der FDP. Ein Ausstieg mit 60 soll möglich 

sein, aber nur mit horrenden Abschlägen.

Fazit:
Auch durch den Druck der IG Metall ist den Parteien 

Bewegung in die Alterssicherungsdebatte gekom-

men. In wichtigen Einzelfragen, z.B. einer deutlichen 

Erhöhung der Erwerbsminderungsrente, zeichnen 

sich gute Durchsetzungsmöglichkeiten ab. In Kern-

fragen, wie der Rente mit 67 und beim Rentenniveau 

ist es aber noch ein langer Weg, bis aus Bevölke-

rungsmehrheiten auch politische Parlamentsmehr-

heiten werden.

Daher ist es auch weiterhin das Anliegen der IG Me-

tall, den öffentlichen und betrieblichen Druck hoch 

zu halten. Vor und nach der Bundestagswahl.

gramm“ der Union heißt. Zudem will die Union Erzie-

hungszeiten (Mütterrente) stärker berücksichtigen und 

Minirenten unter engen Voraussetzungen bis auf 850 € 

brutto aufstocken. Dies gilt aber nur für Personen, die 

40 Jahre lang gesetzlich versichert sind und private 

Vorsorge betrieben haben. 

In der FDP ist man nicht mal dazu bereit, diese minima-

len Verbesserungen mitzutragen. Kleine Schnittmen-

gen gibt es lediglich beim Konzept, Rente mit 60 zu er-

möglichen. Hierbei sollen aber versicherungsmathema-

tische Abschläge in vollem Umfang anfallen. Das wären 

nach derzeitigem Recht in der Zukunft über 25 Prozent. 

Damit ist der an sich sinnvolle Vorschlag zur Flexibili-

sierung des Altersausstieges vollständig entwertet. 

Größere Übereinstimmungen gibt es bei den Opposi-

tionsparteien. Die Linke lehnt die Rente mit 67 ab und 

will diese ohne Wenn und Aber abschaffen. Und auch 

bei der SPD gibt es Bewegung. Sie steht zwar grund-

sätzlich zur Rente mit 67. Will diese aber aussetzen, 

solange weniger als 50 Prozent der 60 bis 64-Jährigen 

sozialversicherungspflichtig beschäftigt sind. Das hie-

ße für die nächste Legislaturperiode immerhin: Keine 

weitere Anhebung des Renteneintrittsalters. Anders 

allerdings die Grünen. So wie Union und FDP beharren 

auch sie auf der Rente mit 67. 

Quelle: IG Metall Vorstand, Funktionsbereich Sozialpolitik
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Rente:  
Was meinen die Parteien zu den  
wesentlichen Forderungen der IG Metall? 
Eine Übersicht kann abgerufen werden:

Gesetzliche Rente: Das meinen die Parteien zu wesentlichen Forderungen der IG Metall

Die IG Metall fordert... CDU / CSU SPD FDP DIE LINKE BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN

die Wiedereinführung des  

Regelrenteneintrittsalters mit 65.

Schrittweise Einführung der Rente  

mit 67 bis 2029.

Aussetzung der Rente mit 67, wenn we-

niger als 50 % der 60- bis 64-Jährigen  

sozialversicherungspflichtig  

beschäftigt sind.

Die FDP lehnt eine Rücknahme der ver-

gangenen Rentenreformen ab.

Die Rente erst ab 67 muss abgeschafft 

werden - ohne Wenn und Aber.

Im Sinne der Generationengerechtigkeit 

bleibt der langsame Anstieg des  

Renteneintrittsalters auf 67 Jahre  

notwendig.

die Stabilisierung des Renten-

niveaus und seine schrittweise 

Anhebung.

Das Rentenniveau müsse sinken,  

ansonsten Kosten- und Beitrags- 

explosion.

Wie sich das Rentenniveau in der Zu-

kunft entwickeln soll, bleibt unklar.

Die Reformen der Vergangenheit, die auf 

die Senkung des Rentenniveaus  

zielten, sind in Ordnung.

Das Rentenniveau muss auf 53 % angeho-

ben werden. Hierfür müssten die  

Kürzungsfaktoren gestrichen werden.

Die Grünen wollen verhindern, dass das  

Rentenniveau deutlich unter das  

heutige Niveau sinkt.

den erleichterten Zugang und  

die Streichung der Abschläge bei  

Erwerbsminderung.

Besserstellung  von Beziehern von Er-

werbsminderungsrenten durch spürbare 

Erhöhung der Rentenansprüche.

Alle Abschläge auf Erwerbsminderungs- 

renten sollen wegfallen, zusätzliche 

Erhöhungen durch mehr Zurechnungs- 

zeiten und bessere Bewertung.

Das FDP-Konzept sieht keine abschlags-

freie Erwerbsminderungsrente vor.

Alle Abschläge auf Erwerbsminderungs-

renten sollen wegfallen.

Zur Bemessung der Abschläge bei Er-

werbsminderungsrentnern Senkung der 

Altersgrenze wieder auf 63 Jahre. Keine 

Abschläge, wenn Erwerbsminderungs-

rente allein wegen  

medizinischer Diagnose.

die Neuregelung der Altersteilzeit. Es zeichnet sich keine gesonderte 

Neuregelung der Altersteilzeit ab.

Teilrente oder vergleichbare Regelung. Keine gesonderte Regelung der Alters- 

teilzeit.

Im aktuellen Rentenkonzept nicht 

erwähnt. In Debatten Zustimmung einer 

Neuregelung und Erleichterung der 

Altersteilzeit.

Teilrente ab 60 mit Abschlägen.

einen abschlagsfreien Ausstieg 

nach 40 Versicherungsjahren ab 

dem 60. Lebensjahr.

Dieser Ausstieg wird in der Union nicht 

befürwortet.

Ein solcher Ausstieg ist nicht vorgese-

hen.

Versicherungsjahre nicht ausschlagge-

bend, ab 60 Rente mit Abschlägen 

möglich, dies wären 25,2 %.

Abschlagsfreier Zugang nach 40  

Beitragsjahren, inkl. gleichgestellter  

Zeiten, ab dem 60. Lebensjahr.

Ausstieg mit 60 solle ermöglicht wer-

den, aber mit Abschlägen. Bei  

Rente mit 67 sind dies 25,2 %.

einen abschlagsfreien Ausstieg 

nach 45 Versicherungsjahren.

Dieser Ausstieg wird in der Union nicht 

befürwortet.

Abschlagsfreie Ausstiegsmöglichkeit 

nach 45 Jahren, aber erst ab 63.

Versicherungsjahre nicht ausschlaggebend, 

ab 60 Rente mit Abschlägen grund- 

sätzlich möglich, dies wären 25,2 %.

Abschlagsfreier Zugang nach 40 Beitrags-

jahren, inkl. gleichgestellter Zeiten,  

erst ab dem 60. Lebensjahr.

Diese Ausstiegsoption wird nicht ge-

nannt.

Einführung einer Erwerbstätigen-

versicherung.

Eine solche Versicherung sei nur die 

Verlagerung der Kosten in die  

Zukunft.

Erster Schritt: Einbeziehung von Selbst-

ständigen.

Eine Einheitsversicherung, z.B. durch die 

Einbeziehung berufsständischer  

Versorgungswerke, lehnt die FDP ab.

Alle Erwerbseinkommen müssen in die 

Rentenversicherung einzahlen. 

Schrittweise Weiterentwicklung der  

gesetzlichen Rente zu einer  

BürgerInnenversicherung.

eine schrittweise Beitragssatzan-

hebung auf 22 % und ggf. weitere 

Erhöhungen nach 2030.

Ziel ist Beitragssenkung zur Entlastung 

der Beitragszahler.

Erhöhung auf 22 %, keine Angabe nach 

2030.

Die bisherigen Senkungen des Renten- 

versicherungsbeitrages werden von  

der FDP befürwortet.

Anhebung entsprechend der Erforder-

lichkeit.

Beitragssatz stabilisieren.

eine armutsfeste Rente durch die 

Wiedereinführung der Rente nach 

Mindesteinkommen und die Beitrags-

abführung für ALG II-Empfänger.

Aufstockung bis zu 850 € brutto nach 

40 Jahren Versicherung und privater 

Vorsorge, Berücksichtigung  

von Pflegezeiten, »Mütterrente«.

Aufwertung von Niedriglöhnen und eine 

Solidarrente von 850 € ab 30 Beitrags- 

und 40 Versicherungsjahren.

Lockerung der Zuverdienstmöglichkei-

ten im Alter und geringere Anrechnung 

privater Vorsorge, statt Verbes- 

serung der gesetzlichen Rente.

Mindestrente in Höhe von 1.050 € netto 

innerhalb dieser Legislaturperiode, Beiträ-

ge für Arbeitslose und Verlängerung  

der Rente nach Mindesteinkommen.

Geringere Anrechnung von privater und 

betrieblicher Altersrente auf die  

Grundsicherung im Alter.

   Zustimmung     Zum Teil Zustimmung     Ablehnung     Unklar

Sozialpolitik
Vorstand

Quellen: CDU/CSU-Regierungsprogramm 2013-2017, Positionen/Beschlüsse; SPD-Regierungsprogramm 2013-2017, Positionen/Beschlüsse; Bündnis 90/Die Grünen  

Bundestagswahlprogramm, 2013, Positionen/Beschlüsse; FDP Bürgerprogramm (Wahlprogramm) 2013 (vorläufige Fassung), Positionen/Beschlüsse; Die Linke Wahl- 

programm 2013, Positionen/Beschlüsse
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